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BERNER GEMEINDERAT LÄSST SICH VON DEN BKW EINSEIFEN!
Dringliche Interpellation Luzius Theiler (GPB-DA): Wie kann der Gemeinderat er-
freut sein, dass das AKW Mühleberg die Stadt noch bis 2019 bedrohen darf? 
Intervention der PdA an der Stadtratssitzung vom 28.11.2013

Es ist nie zu spät, um zu lernen, um beispielsweise zu kapieren, dass wir alle seit vielen Jahren von 
den BKW an der Nase herumgeführt werden. Der Berner Gemeinderat hat eben gerade – leider – eine 
weitere Chance verpasst. Seine freudige Reaktion auf die erst jüngst verlautbarte finale Karrierepla-
nung für das atomare Ballenberg beim Wohlensee und seine Antwort auf die Dringliche Interpellation 
von Luzius Theiler fallen punkto Lernfähigkeit äusserst bescheiden bis enttäuschend aus.

Wenn es um die immer wieder diskutierte „Sicherheit“ des Reaktors von Mühleberg geht – falls denn 
der Begriff der Sicherheit in Bezug auf diesen Pannenreaktor überhaupt noch sinnvoll ist! – und wenn 
es schliesslich um die Gefahren für die Bevölkerung geht, verbietet sich Blauäugigkeit. Das sollte 
doch gerade auch und ganz speziell für den Gemeinderat einer Stadt gelten, die das Risiko zu tragen 
hat: das volle Risiko!

Die bisherigen Winkelzüge der BKW – immer wieder ausgeblendet oder gar gedeckt sowohl von der 
Berner Kantonsregierung wie auch von den nationalen Kontrollbehörden – brauche ich hier nicht ein 
weiteres Mal aufzulisten. Dass es munter im genau gleichen Sinne weitergeht, ist aber immerhin eine 
Bemerkung wert. Wenn der Bund einen Sicherheitszuschlag für die Stilllegung von AKWs fordert: Wer 
wird sich wohl dagegen stellen? Richtig: die BKW und ihr Berner Regierungsrat. Ein solcher Zuschlag 
sei überhaupt nicht gerechtfertigt – es gelte abzuwarten. Kommt uns das nicht irgendwie vertraut 
vor? Unter diesen Vorzeichen braucht es dann auch überhaupt keinen Drang zum Hellsehen oder 
Schwarzmalen, um vorauszusehen, wo das nächste Debakel der BKW nach der Stilllegung von Müh-
leberg liegen wird. Wie gehabt: Stadt und Kanton bleiben in der Geiselhaft!

Dabei hätte der Gemeinderat doch jetzt die Möglichkeit, die unmittelbaren wie auch die längerfristi-
gen Interessen der Bernerinnen und Berner ohne Wenn und Aber in die Waagschale zu werfen. Der 
Berner Gemeinderat hätte aber nicht nur die Möglichkeit und das Recht – sondern auch die Pflicht, 
„gegenüber dem Kanton und dem AKW-Betreiber alles in seiner Macht stehende zu tun, um eine 
sofortige Stilllegung des Atomkraftwerks Mühleberg zu erreichen“ und dabei „alle Bestrebungen auf 
politischer und rechtlicher Ebene aktiv zu unterstützen, die eine sofortige Stilllegung des Atomkraft-
werks Mühleberg anstreben.“ So steht es in einer Dringlichen Motion der Partei der Arbeit, die in der 
Stadtratssitzung vom 12. Mai 2011 erheblich erklärt worden ist. Wie sich der Gemeinderat um diesen 
klaren Auftrag immer wieder herumdruckst, wird wohl mittlerweile nicht nur den Motionär irritieren.

Aber keine Rede davon, dass der Berner Gemeinderat gegenüber den BKW endlich den Tarif durch-
geben würde – und das transparent und öffentlich: Berns Bevölkerung hat ein Recht darauf! Wir 
haben die Nase gestrichen voll von den Machenschaften der BKW: Volksbetrug wird auch dann nicht 
tragbar, wenn er von Regierungen gedeckt wird! Wie lange noch müssen wir auf ein unmissverständ-
liches Signal des Gemeinderats warten, das von den BKW und vom Berner Regierungsrat verstanden 
wird – aber auch von der ganzen Bevölkerung des Kantons und von denen, die ihre Interessen zu 
vertreten behaupten? Ausstiegsfolklore genügt nicht mehr. Das Fass ist nun wirklich voll. Da hilft nur 
noch eins: Mühleberg stilllegen – und zwar sofort!

Rolf Zbinden, Partei der Arbeit Bern, 28. November 2013


